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sstattunu Kronprinz Rupprecht an die Heerführer

München, 2. März.
Folgende Zuſchrift des ehemaligen Kronprinzen Rupprecht

on Bayern iſt am 25. Februar an die in Berlin zur Be
ratung der Auslieferungsfrage verſammelten Heerführer er-

ngen:t „Wenn ich mich am 9. Dezember 1919 erboten habe, mich

unſeren früheren Feinden freiwillig zu ſtellen, geſchah

dedſe
d. 3. Män

de r
men
erstag:
Kinäer, es nicht in Anerkennung eines den allüerten Mächten zu
ler Kurt ſtehenden Rechtes, ſondern in der Abſicht, meinerſeits alles zu
pid anin tun, um die Heimkehr unſerer gefangenen Kameraden nicht

zu verzögern, und jeden Vorwand für die Zurückhaltung zu
beſeitigen. Das Anerbieten wurde damals nicht angenommen
und iſt nun gegenſtandslos geworden. Das in der Ge
ſchichte der Menſchheit unerhörte Verlangen der Ausliefe-
rung der Heerführer und aller wegen angeblicher Ver-
ſtöße gegen die Kriegsgebräuche Beſchuldigten iſt zwar von der
Seite der alliierten Mächte vorläufig zurückgezogen

Ur. Steinvit

20.

s 8 M

Sopran) worden. Dagegen wurde aber verlangt, daß ein deutſches Ge-
m richt Angehörige des eigenen Volkes auf Grund ſelbſt von
Pergole ihnen gelieferten Materials unter fremder Aufſicht abzu
t. urteilen hätte. Hierin liegt eine Mißachtung der
Sons, würde der deutſchen Gerichte und des deutſchen

m Vvolkes, gegen die meine Verwahrung, ſo hoffe ich zuverſicht
in lich, nicht ohne Widerhall von den Alpen bis zum Meere

Uothan t bleiben wird. Gewiß liegt es im Jntereſſe aller Angeſchul
wen digten, ſich von den Vorwürfen zu reinigen, die gegen ſie er-

hoben werden. Jch ſelbſt war früher für die Einberufun
ds. 6 V eines ſolchen Gerichts zur Klärung dieſer Frage eingetreten.

Ebenſo liegt es im Jntereſſe der Wahrheit und Ehre unſeres
v Heeres und des Anſehens unſeres Volkes, daß während des

Krieges begangene gemeine Vergehen vder Vorbrechen gegen
Militär und Zivilſtrafgeſetze, die bisher noch nicht an das

garte Tageslicht gekommen ſind, und deshalb nicht geahndet werden
atang konnten, in voller Oeffentlichkeit von heimiſchen Richtern ab

geurteilt werden. Es gilt aber für alle Völker, die den
oternn Namen Kulturvölker für ſich beanſpruchen, und ſich zur Ahn
tr. 910 dung jeglicher Verſtöße gegen die bei ihnen geltenden Geſetze

r berufen fühlen.Silver. (gez.) Rupprecht, Kronprinz von Bayern.“
Tite Das Hohenzollerneigentum

Von unſerem h. -Sonderberichterſtatter.)

ß aus Berlin, 2. März.Vöckſt Eine dem Hohenzollernhauſe naheſtehende Perſönlichkeit
teilt zu der Auseinanderſetzung zwiſchen Staat
und Königshaus folgendes mit: Der heutigen Beratung
in Preußenparlament liegt ein Vergleich zugrunde. Dabei
war als Grundſatz maßgebend, daß das Privateigentum
den Schutz der Geſetze genießt. Dieſes iſt nach Artikel 153 der
deutſchen Reichsverfaſſung ausdrücklich anerkannt. Das
Königshaus hat durch ſeinen Vertreter, den Grafen von
Eulenburg, das größte Entgegenkommen bewieſen. Das
Privateigentum kann ihm nicht ſtreitig gemacht werden. Es
dürfte noch zu ſchweren Verwicklungen kommen, da gewiſſe
Kreiſe bemüht ſind, weitere Beſchränkungen zu erzwingen. Es
beſteht die Möglichkeit, daß dadurch der ganze Vergleich in
Frage geſtellt wird.

hollands letztes Wort in der Kaiſerfrage
Aus Paris wird über den Haag gemeldet, die neue Ant

wort Hollands auf die letzte Erwiderung der Friedens-
konferenz in der Angelegenheit Kaiſer Wilhelms II. wird
erſt in einigen Tagen abgehen. Sie wird das letzte Wort
Hollands in dem Streit um das Schickſal des deutſchen Kaiſers
darſtellen. Die holländiſche Regierung wird end-
zältig erklären, daß ſie Kaiſer Wilhelm II. den
Alliierten nicht ausliefere.
Lloyd George über das Verfahren gegen

die „Kriegsmiſſetäter“
Amſterdam, 2. März.

Laut „Telegraaf“ hat Lloyd George geſtern im Unterhanſe
iber das Verfahren gegen die ſogenannten Kriegsmiſſetäter er-
klärt, die engliſche Regierung werde keinen engliſchen Juriſten

nach Deutſchland ſenden, ſondern das Verfahren genau ver
iolgen, und obwohl Deutſchland die Möglichkeit geben werde,
Recht zu ſchaffen, verzichte die engliſche Regierung keineswegs

auf ihr gleichartiges Recht.

Immer wieder der Friedensvertrag
Waſhington, 2. März.

Die republikaniſchen Führer haben heute den Beſchluß ge-
ſißt, keine weiteren Aenderungen in ihren Vorbe
dalten bezüglich des Artikels 10 anzunehmen. Beide Parteien
ſind überzeugt, daß genug Remontanten vorhanden ſind, um die
Ketifikation zu verhindern. Deshalb ſind ſie entſchloſſen, ſich
dem Friedensvertrag zu widerſezen, wenn nicht der Artikel 10
geändert wird. Alles deutet infolgedeſſen darauf hin, daß der
Jriedensvertrag ſchließlich die Streitfrage der
riökßen Bräſidentenwahl bilden wird.
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Neue Beweisaufnahme im Erzberger Prozeß
Das Plaidoyer des Staatsanwalts

Wer iſt der
Oberſtaatsanwalt Krauſe

Jch muß es mir verſagen, auf die einzelnen Vor-
würfe einzugehen, die gegen den Angeklagten ſelbſt er
hoben ſind. Es handelt ſich dabei lediglich um Wert-
urteile, auf die wir hier nicht eingehen dürfen. Jn der Bro-
ſchüre des Angeklagten wird u. a. geſagt, daß der Nebenkläger
es mit der Wahrheit und auch mit anderen Dingen nicht genau
nehme und ähnliches. Verſchiedene derartige Ausdrücke ſind ſo
gehalten, daß ſie als Beleidigungen nicht anzuſehen
ſind. Wir müſſen alle Ausdrücke ausſcheiden, die an der Grenze
der Beleidigung ſtehen. Dann bleiben übrig

zwei Gruppen von Beleidigungen:
Die eine Gruppe umfaßt die Vermiſchung der poli

tiſchen Tätigkeit des Herrn Erzberger mit ſeinen pri-
vaten materiellen Jntereſſen, die zweite den Vorwurf der Un
wahrhaftigkeit.

Der Oberſtaats anwalt wendet ſich nun den ein-
zelnen Vorwürfen zu, welche ſich in das Gebiet der Verquickung
der politiſchen mit privaten Jntereſſen einrangieren laſſen. Erz
berger ſei von dem Angeklagten als der Typ des politiſch
parlamentariſchen Geſchäftemachers bezeichnet worden. Der
Angeklagte hat dieſes Thema in der Beweisaufnahme etwas zu
verſchieben geſucht, indem er hier ſolche Fälle vorbrachte, in
welchen Erzberger ohne eigentlichen eigenen Nutzen ſeinen
politiſchen und anderen Freunden Vorteile hatte zukommen
laſſen er meinte damit

die ſogenannte Protektionswirtſchaft.
Das iſt aber nicht das Thema, ſondern lediglich die Fälle,

in welchen Erzberger eigene Intereſſen verfolgt hat. Der An
geklagte hat dafür Beweiſe angetreten, und der Nebenkläger be-
ſtreitet, daß er ſich jemals durch beſtechliche Vorteile in ſeiner
politiſchen Tätigkeit habe beeinfluſſen laſſen. Was beeinfluſſen
heißt, iſt ſchwer zu ſagen, da dies ein rein innerlicher Vorgang
iſt. Von einem Parlamentarier ſollte man als Pflicht ver-
langen, daß er ſich ſolchen geheimen innerlichen Konflikten von
vornherein nicht ausſetzt und er ſich deshalb von ſolchen privaten
Intereſſen in ſeiner politiſchen Tätigkeit fernhält- Es läßt
natürlich nichts dagegen ſagen, daß Parlamentarier die Jntier-
eſſen einzelner Gruppen und Stände wahrnehmen, ich denke
dabei an die Landwirtſchaft, die Jnduſtrie uſw. Es kommt aber
dabei ſehr genau darauf an, ob der betreffende Parlamentarier
dabei eigene geldliche Jntereſſen im Auge hat. Dieſer Vorwurf
iſt gegen den Nebenkläger erhobem. Jch komme nun zu den ein-
zelnen Beweiſen. Unter den Beweiſen, die der Angeklagte zu
dieſem Thema vorgebracht hat, ſteht in erſter Linie

der Fall Thyſſen
der uns wochenlang beſchäftigt hat. Dieſer Fall hat ſich nur
oft als Chamäleon-Fall dargeſtellt, denn er zeigte ſich dauernd
in allen möglichen Farben. Jch habe nach endgültiger Er
ledigung des Falles Thyſſen mir die Meinung gebildet. Um den
Fall in ſeiner ganzen Bedeutung zu erfaſſen und zu würdigen,
muß ich beleuchten die Beziehungen, die vor dem Eintritt des
Herrn Erzberger in den Thyſſen-Konzern zwiſchen ihm und dem
alten Thyſſen beſtanden haben, dann die Gründe des Austritts
und ſeine Tätigkeit im Thyſſen-Konzern, um daraus Schlüſſe
zu ziehen, ob eine Verquickung politiſcher und privater Jnter-
eſſen vorliegt. Schon lange Zeit vor 1915 oder 1914 beſtanden
engere Beziehungen zwiſchen Thyſſen ſen. und dem Nebenkläger
ohne jeden finanziellen Hintergrund. Herr Thyſſen ſchätzt ihn
wegen ſeiner Arbeitskraft und ſeines Fleißes als Politiker. Gr
nahm ſeine Hilfe in Anſpruch in ſeinem bekannten Familien
zwiſt, Herrn Erzbergers Tätigkeit darin war eine ſo intenſive,
daß Thyſſen ſich ſagte: er könnte dieſe umfaſſende Tätigkeit
nicht mehr ohne Entgelt in Anſpruch nehmen. Da entſtand der
Plan bei Herrn Thyſſen, den Nebenkläger in den Aufſichtsrat
zu berufen. Die Verhandlungen führten dazu, daß Erzberger
ſchließlich annahm, Als Entſchädigung wurden 40 000 Mk. pro
Jahr feſtgeſtellt, das war hoch, aber nicht übermäßig hoch. Es
kommt bei ſolchen Feſtſtellungen doch auf die Größe und Be
deutung des betreffenden Unternehmens an. Die Tätigkeit des
Nebenklägers im Thyſſen-Konzern war durchaus keine geringe,
denn ihm lag nicht nur die Vertretung der Jntereſſen der Firma
im Parlament und bei den Reichs- und Staatsbehörden ob, ſon-
dern er hat auch oft an Aufſichtsratsſitzungen teilgenommen.
Die Feſtſetzung eines Fixums iſt nicht bedenklich und die Folge
rungen, die daraus gezogen werden ſollten, ſind ungerecht-
fertigt Daß das Fixum Herrn Erzbergers in ein gewiſſes N.
geſtelltenverhältnis gebracht habe und daß er unter Hintan-
ſetzung ſeiner ſonſtigen Anſichten und Entſchlüſſe mit der Firma
durch dick und dünn ging, iſt nicht erwieſen. Jn der Verhand-
lung iſt auch einmal von Beſtechungsgeldern geſprochen worden,
Davon kann keine Rede ſein. Er hat ſchon bei dem Eintritt in
den Thyſſen-Konzern ſich ausdrücklich ſeine freie Meinung ge
wahrt, was nicht nur zum Schein geweſen iſt. Auf der anderen
Seite kann man keinen Zweifel haben, daß Thyſſen mit dem
Eintreten Erzbergers beſtimmte Zwecke und Ziele verfolgte.
Seine Anſicht ging zweifellos dahin, den politiſchen und parla-
mentariſchen Einfluß Erzbergers für ſeine Firma nutzbar zu
machen. Als dekoratives Beiwerk ſollte er gewiß nicht eintreten.
Es wird zu prüfen ſein, ob Herr Erzberger auch eine Tätigkeit
entfaltet hat, wie ſie der Angeklagte behauptet. Auch die Art.
wie der Austritt Erzbergers vor ſich ging, hat nichts Ver
dächtiges nach dieſer Hinfſicht, man karn von einem freiwilligen
Austritt ſprechen. Es ergaben ſich Verſchiedenheiten in den
Anſichten über den U-Bootkrieg, und es fiel dem Aufſichtsrat
auf, daß Erzberger immer mehr nach links ſchwerrkte Es er

Exzellenz Spahn proteſtiert
Angeklagte?
gaben ſich daraus mündliche und ſchriftliche Auseinander
ſetzungen und die Julireſolution machte die Herren vollends be
ſtürzt. Auch das zeigt, daß ein ſo kluger Mann wie Herr Erz-
berger ſeine ſelbſtändige Meinung ſich vollſtändig gewahrt hatte.

Nun ſteht feſt, daß noch nach der Julireſolution ein Brief mit
an Herrn Erzberger unterſchrieben worden iſt. Herr reren
mag durch dieſen Brief in ſeinem Entſchluß, auszütreten, beſtärkt
worden ſein, er mag ihn beſchleunigt haben, hat ihn aber nicht
hervorgerufen. Jedenfalls hat er nicht geklebt und ſich nicht zum
Austritt drängen laſſen. Damit ſtehe ich in Uebereinſtimmung
mit den Ausſagen von Thyſſen ſen. und Rabes, die den Austritt
des Nebenklägers als einen freiwilligen bezeichnen. Nach ſeinem
Austritt iſt von Herrn Thyſſen noch geſagt worden: Hut ab vor
dieſem Mann! Er hat ſich eben von ſeiner ſelbſtändigen Mei-
nung nicht abbringen laſſen. Herr Thyſſen hat auch in der Folge
zeit noch in freundſchaftlichem Verkehr mis Herrn Erzberger ge-
ſtanden. Alſo weder in dem Eintritt noch in dem Austritt aus
dem Konzern muß man eine Verquickung politiſcher und privater
Intereſſen erkennen, wenn ich auch im Jntereſſe der Reinlichkeit
des Parlaments es nicht für wünſchenswert erachte, daß Parla
mentarier, die nicht als Spezialvertreter beſonderer wirtſchaft
licher Jntereſſen gewählt ſind, in ſolcher Weiſe ihren Einfluß
wirtſchaftlichen Unternehmungen zur Verfügung ſtellen.

Zum Fall Thyſſen muß ich noch auf die verſuchte
Uebereignung des Erzbeckens von BrieyLongwy

an den ThyſſenKonzern zu ſprechen kommen. Thyſſen hatte
durch den Krieg auf franzöſiſchem Gebiet liegende, ihm gehörige
Gruben verloren und einen Schaden von etwa 100 Millionen er
litten. Wenn Thyſſen nun die Uebereignung von Gruben des
BrieyGebietes, wenn er die Annexion des ganzen Gebietes durch
Deutſchland verlangt hat, ſo verfolgte der ThyffenKonzern in
erſter Linie Sonderintereſſen für ſich ſelbſt. Wir haben hier
Zeugen gehört, welche ausſagten, daß der Nebenkläger ſich mit
aller Schärfer für die einſeitigen Intereſſen des Thyſſen Kon
z einſetzte und im Gegenſatz zu den Allgemeinintereſſen dieſe
urchzudrücken ſuchte. Hier ſtand ſich der Parlamentarier und

das Aufſichtsrats mitglied Erzberger gegenüber.
Jn dieſem Fall iſt die Vermiſchung volitiſcher und geſchäftlicher

Tätigkeit nachgewieſen.
Jm Fall der Grube Droitaumont verlangte Thyſſen eine

Ausbeutung der Grube während des Krieges. Es kann hier
jedoch nicht als erwieſen gelten, daß die Firma und der Neben-
kläger die Liquidation franzöſiſchen Eigentums noch während des
Krieges verlangt und angeſtrebt haben.

Jch komme nun zu der Lieferung der Thyſſenſchen Schutz
ſchilde nach Holland.

Hier hat der Herr Nebenkläger beim Kriegsminiſterium
wiederholt zugunſten der Firma interveniert. Hier hat Herr
Erzberger ſeinen politiſchen Einfluß für private Zwecke einge
ſetzt, und hier muß

der Nachweis einer Verquickung politiſcher und geſchäftlicher
Tätigkeit als erwieſen

angeſehen werden.
Jch komme zur Frage der Ausfuhrabgaben. Wenn

Herr Erzberger ſich zunächſt im Parlament gegen die Ausfuhr-
abgaben wandte und dann im Frühjahr 1918 einen Vorſtoß
gegen die Regierung unternahm, daß ſie in dieſer Frage nicht
nachdrücklich genug vorgegangen ſei, ſo kann man annehmen, daß
in Herrn Erzberger eine Geſinnungsänderung vorgegangen iſt.
Dieſer Fall reicht für die Behauptung des Angeklagten, daß auch
hier eine unſaubere Vermiſchung politiſcher und geſchäftlicher
Tätigkeit vorgegangen ſei, nicht aus.

Nun zu der
Propaganda- Tätigkeit des Nebenklägers.

Thyſſen ſuchte es durchzudrücken, daß die öffentliche Meinung
auf das Erzbecken von Briey-Longwy hingelenkt und daß für
einen Erwerb dieſes Erzbeckens Propaganda gemacht wurde, da
der Erwerb dieſer Erzgruben für die deutſche Jnduſtrie und die
nationale Verteidigung von höchſter Bedeutung ſei. Dieſer Plan
wurde in Erzbergers Büro ausgearbeitet. Später, am 9. Juli,
hat dann der Nebenkläger die Kriegsreſolution im Reichstage
durchgedrückt. Auch wenn man annehmen wollte, daß die Pro
pagandatätigkeit des Nebenklägers und die Friedensreſolution
nicht miteinander vereinbar ſind, ſo kann man doch nur den
Schluß daraus ziehen, daß zwiſchen der Propagandatätigkeit und
der Friedensreſolution ein Geſinnungswechſel des Herrn Neben
klägers liegt. Auf die Zugehörigkeit zum Thyſſen-Konzern kann
der Geſinnungswechſel nicht zurückzuführen ſein. Hier reicht die
Beweisführung des Angeklagten nicht aus.

Den Fall „Pnigodin“ hat der Angeklagte ſelbſt wur als
einen kleinen Stein im Moſaik des Geſamtbildes bezeichnet. Die
finanzielle Beteiligung des Nebenklägers erwies ſich in der erſten
Zeit des Beſtehens der Pnigodin- Geſellſchaft als nicht gewinn
bringend. Dann wurden die Pnigodinwerke von den Sächſiſchen
Serumwerken abgekauft und die Anteile des Herrn Neben
klägers zu einem Preis über vari von den Sächſiſchen Serum-
werken erworben. Dieſer Ankauf der Anteile, die höchſtens einen
Zukunftswert hatten, iſt auffällig. Später iſt dann der Neben
kläger für die Sächſiſchen Serumwerke eingetreten und wollte
ihnen eine Subvention der Militärbehörde ſichern. Es iſt ſchwer,
einen Zuſammenhang zwiſchen dem Ankauf der Anteile des
Nebenklägers durch die Sächſiſchen Serumwerke und ſeinem Ein
treten für eben dieſe Serumwerke nicht anzunehmen. Der
Nebenkläger hat dann auch für die Serumwerke ſich bei der Reichs
futtermittelſtelle und bei der Reichszuckerſtelle verwandt.
Nebenkläger begeichnete dieſes Verhalten als eine der vielen
fälligkeiten, die er Bittſtellern erwieſen habe. Gs iſt nicht
wieſen, daß der Nebenkläger hier lediglich für
eingetreten iſt, ſondern man muß annehmen. daß er auch fſtr
Wohl der Allgemeinheit eintrat.
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Was ben Falk Berger anbetrifft, ſo möchte ſch vefe
vierend bemerken: Der Umſtand, daß Herr Erzberger der
Budgetkommiſſion des Reichstags angehörte,
die Tätigkeit als Schiedsrichter für andere Firmen, die
ebenſo wie die Firma Berger mit dem Kanalamt in Streitigkeiten
lagen, ferner ſeine Fürſprache im Jahre 1914 für die Firma
Küſter, ſchließlich die Wahl Erzbergers als Schiedsrichter der
Firma ger gegenüber dem nalamt löſen Bedenken aus.
Dann ſeine Wahl zum Aufſihtsratsmitglied kurz
nach Ausſpruch des letzten Schiedsſpruches, und alsdann die
Wahl als Schiedsrichter für die Hanſabaugeſellſchaft, alſo Tat-
ſachen, all das ergibt

Bedenken über Bedenken,
und wenn dieſe Bedenden nicht früher dazu P drt haben, den
damaligen Abgeordneten zur Einſtellung ſeiner Tätig-
keit zu bringen, ſo kann es dafür nur eine Erklärung geben:
Daß man nämlich bis in die höchſten Stellen Herrn Erzberger
fürchtete und ſich ſcheute, gegen ihn energiſch Stellung zu nehmen,
Man fragt ſich nun: Hat dieſe Bedenken nicht auch Herr Erz-
berger gehabt? Jch halte die Klugheit des Herrn Erzberger für
viel zu groß, als daß er nicht auch in dieſem Fall eine Ver
zuickung geſchäftlicher und politiſcher Jnter-
eſſen hätte erblicken müſſen, und ich ſehe deshalb dieſe Ver-
quickung als Erweis an, daß Herr Erzberger als Abgeordneter
und ſpäter auch als Miniſter in einer ſehr großen Anzahl von
Fällen Empfehlungen abgegeben hat, teils in Form von Viſiten-
karten, teils in Form von Briefen. Auch im Fall Angerle
iſt Herr Erzberger für den Malzfabrikanten gleichen Namens
eingetreten. Die Gerſtenverwertungsſtelle ſtellte den Grundſatz
auf, daß Malzfabrikanten auch als Kommiſſare für die
Verteilung der Gerſte aufgeſtellt werden dürften. Das
war eine Beſtimmung, von der nur ganz ausnahmsweiſe Ab-
ſtand genommen wurde. Eine ſolche Ausnahme wollte Herr
Erzberger auch für Herrn Angerle durchſetzen. Die Gerſtenver-
wertungsſtelle war nicht dafür, weil ſie gehört hatte, daß auch
Herr Angerle Gerſte in unerlaubter Werſe für ſich ver
wendet hatte. Herr Erzberger verſucht nun die Ernennung
Angerles mit allen Mitteln durchzuſetzen und wurde, als dies
wiederholt abgelehnt war, recht deutlich. Er drohte, er werde die
Sache im Reichstag zur Sprache bringen und das Vorgehen der
Gerſtenverwertungsſtelle brandmarken. Die Gerſtenverwertungs-
ſtelle hat nun im Verlauf der Sache ein gewiſſes Ent-
gegen kommen zeigen, aber nicht ganz von ihrem Stand-
punkt abrücken wollen. Da aber weder Herr Angerle, noch Herr
Erzberger ſich mit dieſen Zugeſtändniſſen begnügten, wurde
ſchließlich offenbar auf Grund neuerlicher Schritte des Herrn Erz-
berger der Vorſtand der Gerſtenverwertungsſtelle zu ſeinem Vor
geſetzten gerufen, und dieſer eröffnete ihm, daß der Präſi
dent des Reichsernährungsamtes ein Entgegen-
kommen gegenüber Herrn Erzberger unbedingt wünſche, um
politiſche Komplikationen zu vermeiden. Man habe Herrn Erz-
berger ſchon größere Opfer bringen müſſen.
Geheimrat Hagedorn hat hier als Zeuge angegeben, daß
die Erledigung dieſer Angelegenheit die ſtärkſte Zumutung
geweſen ſei, die ihm während ſeiner amtlichen Tätigkeit je ge
ſtellt worden war. Nun hat Herr Angerle ziemlich viel Lebens
mittel an den Haushalt des Herrn Erzberger geliefert und Frau
Erzberger iſt dafür vom Amtsgericht Charloltenburg zu einer
Beldſtoafe von 200 Mark verurteilt worden. Dieſe Lieferung
von Lebensmitteln ſtellt meiner Anſicht nach eine Erkenntlichkeit
Angerles gegenüber Herrn Erzberger dar; aber es fehlt der
Nachweis, daß Herr Grzberger um dieſes Gegendienſtes willen
ſeinen Einfluß für Herrn Angerle ausgeübt hat. Bemerkens-
wert iſt weiter an dieſer Sache die Schwäche und Nachgiebigkeit,
die die frühere Regierung gegenüber Herrn Erzberger zeigte.
Jch muß dem Angeklagten darin recht geben, daß dieſe Erſchei-
nung Zeichen einer gewiſſen Korruption ſind.

Jnm Falle Kowatſch hat ſich Herr Erzberger an einer
r beteiligt, die die Verwertung zur Sprengung mit flüſſiger

uft zum Gegenſtand hatte. Trotz dieſer finangiellen Beteili-
gung hat ſich Herr Erzberger an die in Betracht kommenden amt-
lichen Stellen mit einem Schreiben gewandt, in welchem er die
Gefährlichkeit eines Konkurrenzverfahrens eindringl-h ſchilderte.
Dieſem Schreiben lagen Gutachten des Herrn Kowatſch ſelbſt und
der ebenfalls beteiligten Firma Thy ſſen bei. Herr Erz-
berger hat in ſeiner Eingabe verſchwiegen, ſowohl daß er an dem
Verfahren finanziell beteiligt iſt, als auch, daß die beiden Gut
achter Thyſſen und Kowatſch ebenfalls Mitinhaber der Ver-
wertungsgeſellſchaft ſind. Dadurch hat Herr GErzberger erreicht,
daß ſeine Eingabe mit den beiden Gutachten an amtliche Berg
behörden geleitet wurde und dieſe vor dem Konkurrenzverfahren
kopfſcheu machte. Die Konkurrenzgeſellſchaft gog es, um alle
Weiterungen zu vermeiden, ſchließlich vor, ſich mit der Firma

Kowatſch gegen Zahlung einer größeren Summe zu vereinigen.
Das iſt der nackte Tatbeſtand, zu dem noch nachgetragen werden
kann, daß Herr Erzberger von ſeinem Bürv in der Budapeſter
Straße die geſchäftlichen Angelegenheiten der Firma Kowatſch
wahrnahm.

Jedenfalls muß die Staatsanwaltſchaft in dieſem Falle als
erwieſen anſehen, daß Herr Erzberger in einer geſchäftlichen
Angelegenheit ſeinen politiſchen Einfluß geltend gemacht hat.

Jm Falle der Anhydatwerke hat Herr Kommerzienrat
Rechberg den Nebenkläger finanziell mit zuſammen 112 Aktien

beteiligt, Herr Rechberg hat keinen Zweifel darüber gelaſſen,
warum er gerade Herrn Erzberger Aktien anbot, Er hat erklärt,
daß dies geſchehen ſei, weil er glaubte, daß gewiſſe Widerſtände
an verſchiedenen amtlichen Stellen leichter überwunden werden
könnten, wenn

ein einflußreicher Abgeordneter
hinter dieſer Sache ſtände. Er hatte auch die Abſicht, das Patent
nach dem Auslande zu verkaufen, und er wollte ſich auch in dieſer
Sache dieſen einflußreichen Erzberger dienſtbar machen. Es fragt
ſich nun, ob Herr Erzberger ſeinen politiſchen Einfluß für die
Intereſſen der Anhydatwerke eingeſetzt hat.

In dieſer Sache iſt beſonders wichtig, was der Zeuge Mauri-
tius erklärt hat. Herr Erzberger hatte ein Schreiben an das
Reichsamt des Innern gerichtet, in dem er fragt, ob Bedenken
gegen einen Verkauf des Patentes ins Ausland beſtänden. Der
Zeuge Mauritius hat weiter erklärt, daß bei dieſer Erledigung
der Sache wohl die Unterſtützung des einflußreichen Abgeordneten
Erzberger entſcheidend geweſen ſei. Herr Erzberger hat auch in
dieſer Sache niemals erwähnt, daß er an der Firma durch
Aktienbeſötz beteiligt ſei. Ich komme zu dem Schluß,
daß Herr Erzberger eine weitgehende Tätigkeit für eine Firma
entfaltet hat, an der er als Aktionär beteiligt war.

Jm Falle Wolf iſt nach Anſicht der Staatsanwaltſchaft
der Beweis des Angeklagten nicht erbracht worden, das-
ſelbe gilt auch für den Fall Richter, in dem der Beweis eben
falls nicht gelang. Was die Angelegenheit des Viehhandelsver-
bandes anbetrifft, ſo handelt es ſich ſeiner Anſicht nach, um
juriſtiſch zu ſprechen, um einen „ſtrafbaren Verſuch“. Es unter-
liegt keinem Zweifel, daß die drei in Betracht kommenden Ver
bände, die Herrn Erzberger engagieren wollten, nicht nur die
fachmänniſchen Kenntniſſe des Nebenklägers, ſondern vor allem
auch ſeinen politiſchen Einfluß ſich dienſtbar machen wollten.

Die Hapagaktien
Wichtig iſt auch der Kauf der Hapagaktien. Es ſteht

feſt, daß der Nebenkläger 100 Stück dieſer Aktien zu einem
Kurſe von 93 v. H. gekauft und daß er dieſelben Aktien ſchließ-
lich mit einem Gewinn von etwa 20009 Mark wiederverkauft
hat. Es fragt ſich, ob der Behauptung des Nebenklägers bei-
gepflichtet werden kann, daß er dieſe Aktien in erſter Linie ge
kauft habe, um das Vertrauen der Bevölkerung zur Zu-
kunft unſerer Schiffahrt wieder zu heben. Dieſe Angaben ſind
im weſentlichen durch die Zeugenausſagen des Herrn Reichs
miniſters Giesberts beſtätigt worden.

Dieſer Kauf läßt ſich nicht als in vaterländiſchem Intereſſe
erfolgt charakteriſieren. Man konnte unmöglich wiſſen, wie
ſich die Verhältniſſe in der deutſchen Schiffahrt geſtalten würden.
Wenn dem Nebenkläger vorgeworfen wurde, daß er im Jn-
tereſſe ſeines Aktienbeſitzes der deutſchen Schiffahrt das Milli-
ardengeſtändnis gemacht habe, ſo muß das als durchaus unge
heuerlich zurückgewieſen werden, denn man kann kaum glauben,
daß er um eines ganz geringen Vorteiles willen dem Reiche
Milliardenausgaben aufgebürdet hätte. Auch in dieſem Falle
iſt alſo meiner Ueberzeugung nach der Beweis der Verquickung
nicht als erbracht anzuſehen.

Jch komme nun zu dem Falle Dr. Denk. Herr Erzberger
hat ſich wiederholt für Herrn Dr. Denk eingeſetzt, aber ſowohl
Herr Erzberger als auch Herr Dr. Denk haben als Zeugen unter
ihrem Eide ausdrücklich beſtätigt, daß dieſes Wohlwollen des
Herrn Erzberger nur aus rein freundſchaftlichen Gefühlen
heraus geführt und ohne jeden finanziellen Untergrund ſei.

Jm Falle Trippe aber iſt Herr Erzberger mit einer
ganzen Reihe von Eingaben an Behörden herangetreten, um
ſeinen Standpunkt durchzuſetzen. Er hat dieſe Behörden veran
laßt, gegen ihr ſubjektives Urteil nochmals in eine Prüfung der
Sache einzugehen, und auch dieſe neuerliche Prüfung hat Herrn
Erzbergers Anſicht widerlegt.

Dieſer Fall grenzt, ich ſtehe nicht an, das zu
behaupten, an Korruption.,

Würde es zur Regel, daß Anordnungen und Entſchlüſſe der
Behörden durch Eingriffe eines Miniſters durchbrochen werden,
ſo wäre das höchſt bedauerlich.

Jm Falle der Ein- und Ausfuhrbewilligungen
kann nicht geſagt werden, daß ein Zuſammenhang zwiſchen der
politiſchen Tätigkeit und den geſchäftlichen Jntereſſen des Herrn
Nebenklägers erwieſen iſt.

Jch komme nun zu dem letzten Thema:
Kapitalverſchiebungen nach dem Auslande.

Jn unſerer, an Korruption und Dekadenz ſo reichen Zetrt iſt die
Verſchiebung von Kapitalien eines der ſchlimmſten und fluch-
würdigſten Verbrechen, die an dem deutſchen Volke begangen
werden können. Wir haben hier gehört, daß bei der Staats-
anwaltſchaft in ſolchen Fällen ein Verfahren eingeleitet worden
iſt, u. a. gegen einen Schweizer Rechtsanwalt Dr. Talberg.
Jn dieſem Zuſammenhange iſt auch der Name des Herrn Reichs
finanzminiſters genannt worden, wie wir annehmen müſſen, zu
Unrecht.

Denn der Herr Nebenkläger hat hier unter ſeinem Eide
beſtritten, daß er Verbindungen mit Herrn Talberg hatte. Der
Herr Nebenkläger gibt andererſeits zu, daß er durch ſeine Bank
wiederholt Gelder zu politiſchen oder kirchlichen
Zwecken an das Ausland über weiſen ließ. Das
muß zu größten Bedenken Anlaß geben. Ein
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Als über Raoul Bronſart viel Gutes und viel Schlechtes
geſagt worden war, was er alles mit der gleichen uner-
ſchütterlichen Ruhe und Ueberlegenheit angehört hatte, wur
den die Menſchen vernommen, die in Maja Lindners Leben
eine Rolle geſpielt. Es waren deren nicht allzu viele. Jhre
Verwandten erſchienen vor den Schranken des Gerichtes,
ihre Freundinnen aus der erſten Jugendzeit, ſpäter in ihrer
Ehe hatte ſie niemals mehr neue Bekanntſchaften gemacht.

Daß über ſie und Raoul Bronſart ſchon zu Lebzeiten
des Oberlandesgerichtsrats geklatſcht worden war, daß man
den beiden Menſchen unerlaubte Beziehungen nachſagte, war
aus den Ausſagen von Raoul Bronſarts Bekannten klar her-
vorgegangen. Ohne Maja Lindner zu kennen, hatten dieſe
Menſchen über ſie geurteilt, hatten ſie zu den leichtfertigen
Frauen geworfen, nur darum, weil Raoul Bronſart ver
ändert erſchien und weil man wußte, daß er in ihrem Hauſe
häufiger Gaſt war.

Die Ausſagen, die Majas eigene Bekannten über ſie
machten, lauteten anders. Hier war keiner, der ihre Rein
heit, ihre Unſchuld anzweifelte. Jhre Sanftmut und Güte,
ihre Hilfloſigkeit und Schüchternheit wurden immer wieder
betont. Keiner, der ſie gekannt, hielt dieſe Frau der rer-
brecheriſchen Tat für fähig, deren ſie angeklagt worden war.

Als der Prozeß acht Tage dauerte, wurde zu der Ver-
nehmung der Zeugen geſchritten, die über die letzte Lebens-
zeit Hermann Lindners und über das Verhältnis zwiſchen
Raoul Bronſart und Maja Lindner Näheres zu ſagen
wußten.

Mit größter Spannung ſah man der Ausſage desHauptbelaſtungszeugen Axel PRiphner von dem die Anklage

an die Staktsanwaltſchaft ergangen war, entgegen.

4.

Arel Lindner machte ſeine Ausſagen mit großer Natür-
lichkeit und Lebendigkeit. Er gab eine ausführliche Schilde-
rung ſeiner Freundſchaft mit Raoul Bronſart, der innigen
Zugehörigkeit, die ſie damals füreinander fühlten. Er ſprach
davon, daß ihnen beiden die Trennung nicht leicht geworden
ſei, als Dr. Bronſart nach Europa zurückkehrte. Mit ſeinen
Grüßen ging er dann in das Lindnerſche Haus.

Um ſo größer ſei Axels Erſtaunen geweſen, als er ein
Jahr ſpäter bei ſeiner Ankunft in Berlin den Freund völlig
verändert, fremd, kalt, ja abſtoßend gefunden habe. Er
ſchilderte ſein erſtes Zuſammentreffen, das verſchloſſene
Herrenzimmer imLindnerſchen Hauſe, ſeinen Wunſch, es zu be
treten, und Bronſarts Abneigung dagegen, die Erfüllung
ſeiner Bitte durch Maja Lindner und die völlige Ver-
wirrung Raoul Bronſarts, als er etwas ſpäter dann auch das
Zimmer betrat.

Der Verteidiger Maja Lindners bat, hier einige Fragen
an den Zeugen richten zu dürfen.

„Eine Beklemmung Frau Lindners in dieſem Raume,
eine Spur von Verwirrung oder Bedrückung iſt Jhnen nicht
aufgefallen?“

„Keine Spur,“ ſagte Axel Lindner, „meine Schwägerin
war vollkommen ruhig und unbefangen dieſes Mal, ſowie
auch alle ſpäteren Male, wenn von ihrem toten Manne die
Rede war. Jch benutze dieſe Gelegenheit, um in aller Oeffent
lichkeit hier zu erklären, daß ich von der vollſtändigen Un-
ſchuld meiner Schwägerin überzeugt bin und mich jederzeit
für dieſelbe verbürgen könnte. Hätte ich die Tragweite meines
Verdachtes gegen Dr. Bronſart geahnt, geahnt, welche Kon
ſequenzen er für Frau Lindner W könnte, ich hätte nie-
mals Anzeige erſtattet. Denn ich fühle und weiß, daß eine
unſchuldige Frau hier des furchtbarſten Verbrechens ange
klagt unſäglich leidet.“

Seine Worte riefen eine ungeheure Bewegung im Saale
hervor, Maja Lindner, die heute noch nicht aufgeſehen, die
wie gewöhnlich in ftarrer Veraweiflung vor ſich bingeſtarxt

Reichsfinanzminiſter hat ſo viel Möglichkeiten, auf vollkommen
einwandfreie Weiſe Gelder in das Ausland zu ſchaffen, daß
keinen Weg einſchlagen darf, der auch nur zu der leiſeſten Ver,
dächtigung Anlaß gbt.

Wenn der Herr Nebenkläger aus politiſchen oder kirchliche
Gründen Gelder ins Ausland bringen wollte, ſo konnte er ſi
doch des Auswärtigen Amtes bedienen. Der Reichsfinanzminiſter
hatte die Pflicht, alles zu vermeiden, was auch nur den leifeſten
Schein gegen ihn werfen konnte. tDie Ermittelungen zum Thema „Verquickung“

alſo den Beweis der Wahrheit
Fällen ergeben.

Hierauf tritt die Pauſe ein,

Spahns Proteſt
Nach der Mittagspauſe wird die Beweisaufna

r einmal eröffnet, um Exzellenz Spahn Gelegenheit
geben,
Giesberts Stellung zu nehmen. Hierzu ſind als
erſchienen: Reichskanzler a. D. von Bethmann Holl we
Unterſtaateſekretär Wahnſchaffe, Miniſter Giesbert

haben

Unterſtaatsſekretär Becker, Abg. Streſemann und Abg.
Schirmer.

Als erſter Zeuge wird
Exzellenz Spahn

vernommen:
„Bezugnehmend auf die in den

wiedergegebene Aeußerung Giesberts über die Gedächt
ſchwäche Spahns, erklärt der
Herr Giesberts hat geſtern ausgeſagt,
ſprechungen am 16. Januar 1916
Steuervorlagen zugegen war. Am Sonnabend
mittag habe ich mit Giesberts darüber geſprochen. Da hat er
mir geſagt, er ſei nicht zugegen n Das ſtkeine Gedächtnisſchwäche, das iſt ſo geſchehen. ch weiß nicht
ob vom Burgfrieden dabei geſprochen wurde. a
auch ganz gleichgültig. Der Miniſter Giesberts

nisgreiſe Zentrumsführer:
daß er bei den Be;

Das iſt a
hat ferner ge

ſagt, er habe ſich über die Sitzung der Fraktion, in der Herr
NotizenErzberger über die U-Bootfrage ſprach,gemacht und wiſſe daraus, daß ich dann abgerufen wurde, und

daß in meiner Abweſenheit die Beſprechung fortgeſetzt wurdeWas alſo in meiner Abweſenheit verhandelt wurde, kann ich
nicht wiſſen. Geheimrat von Gordon hat da eine Bemerkun
gemacht, die mich aus dem Munde eines ſolchen Mannes wun
dern ließ. Was iſt denn in meiner Abweſenheit mitgeteilt wor
den? Hätte man am Donnerstag danach gefragt, dann wäre
alles in Ordnung geweſen. Helfferich und ich hielten eine

Beſprechung über die Reſolution
ab. Bei Aufbruch, als ich ſchon die Türklinke in derhatte, ſagte Helfferich: Das iſt Handeine unglückliche Geſchichte.
Hindenburg hat beſtimmt damit gerechnet, daß er jetzt zu Ende
kommen würde. Jetzt haben wir die Reſolution und wiſſen
nicht, wie es nun weiter werden wird. Darauf ſagte ich: Hat
denn Hindenburg wirklich daran gedacht, bis zum September
ſchon zum Frieden zu kommen? Worauf mir Helfferich be
ſtätigte, daß Hindenburg an vieſem Gedanken feſthielt.
dachte, daß dieſe Beſtätigung eine Aeußerung Hindenburgs ſel
V Viche mit meiner Gedächtnisſchwäche zu tun haben ſoll, weiß
ich nicht.
dem ich jetzt von dem Brief, den Geheimrat von Gordon
geſtern hier vorgeleſen r Kenntnis habe, dachte ich mir, daß
Helfferich meine Bemerkung falſch aufgefaßt hat, und ich habe
in der Fraktion etwas Unrichtiges geſagt, unrichtig nur in der
Beziehung, als wenn Helfferich damals dieſe Aeußerung getan
hätte. Das iſt aber kein Grund, daß ich hier von einem Anwalt
als ein Trottel hingeſtellt werde.

Geheimrat von Gordon (ſehr erregt): Jch bitte den Herrn
Bemerkungen zu ſchützen. DaßVorſitzenden, mich gegen ſolche

ein früherer Juſtizminiſter hier als Zeuge einen Anwalt ar
greift, von dem jedermann weiß, daß er ſich ganz objektiv
verhält, tut mir in der Seele weh.

Vorſitzender: Herr Geheimrat, wir wollen uns hier nicht
erregen. Jch muß allerdings auch ſagen, daß Geheimrat von
Gordon allgemein als ein vornehmer Anwalt bekannt iſt.

Dr. Alsberg: Jch habe es aber auch für ſehr bedauerlich
ehalten, wenn die Gegenſeite hier einen Brief vorbringt und
eugen beſtellt, ohne uns etwas mitzgzuteilen.

Vorſitzender: Aber meine Herren, wir wiſſen doch, daß nicht
alles immer ſo geklappt hat.

Rechtsanwalt Friedländer: Ich möchte erklären, wenn ich
r auch der jüngere bin, daß der frühere Juſtizminiſter ſich
eſſer hätte erkundigen ſollen, wann Geheimrat von Gordon

ſeine Jnformation erhalten hat. Wir haben den Brief erſt
ſpäter erhalten und konnten ihn alſo am Donnerstag nicht zur
Sprache bringen. Jm Jntereſſe der Anwaltſchaft möchte ich das
hier feſtſtellen.

Vorſitzender: Herr Rechtsanwalt, die geſamte Anwaltſchaft
hat doch damit gar nichts zu tun. Es iſt eben bedauerlich, daß
wir Exzellenz Spahn nicht geſtern als Zeugen hier hatten.

Geheimrat von Gordon: Jch erwarte nun, daß der Herr
Zeuge ſeinen gegen mich gemachten Vorwurf zurück-
nimmt.

Vorſitzender (zu Spahn):
Gordon hat dies zweifelsohne nicht ſo

Spahn: Dann nehme ich meine
emeint.

hatte, hob die Augen und ſah Axel mit einem langen und
dankbaren Blicke an, der ihm ins Herz ſchnitt.

Der Staatsanwalt war während der Rede des Zeugen
nervös aufgeſprungen und ſagte nun:

„Das iſt ja beinahe ein Plaidoyer für die Angeklagte!
Jch mache den Herrn Zeugen darauf aufmerkſam, daß ſeine
Ausführungen entſchieden zu weit gingen! Er ſteht hier, um
auszuſagen, was er erlebte und weiß, nicht aber, um uns
ſeine Anſichten über die Unſchuld der Angeklagten mitzu-
teilen. Wir haben uns hier ganz einfach ſtreng an die Tat
ſachen zu halten und Gefühle auszuſchalten.“

Der Vorſitzende bat den Zeugen, in ſeinem Berichte fort
zufahren. Alles von ihm Erlebte wurde nun von Arel Lind-
ner berichtet, er belaſtete Raoul Bronſart durch ſeine Aus
ſagen ſtark, er bemühte ſich, wieder und wieder Maja Lind
ners völlige Unbefangenheit und Ruhe bei allen Geſprächen,
die ſich auf den Toten bezogen, zu betonen.

Als er die Szene im Lindnerſchen Hauſe, in der Bron
ſart das Bild zerriß, anſchaulich ſchilderte und das Geſpräch
wiederholte, das er damals mit ihm gehabt und in dem er
ſeinen abgrundtiefen Haß gegen den Toten offen zugegeben,
wandte ſich der Vorſitzende an den Angeklagten, der wie ſtets
völlig ruhig und ohne Zeichen der Erregung oder des

Schmerzes daſaß. echt„Wollen Sie Jhr mehr als ſeltſames Benehmen nich
irgendwie zu erklären ſuchen, Angeklagter?“

Raoul Bronſart ſtand langſam auf. „Jch ſprach ſchon
einmal von dieſer Sache,“ ſagte er wie gelangweilt.
war damals ſtark nervös. Der Anblick des Toten wirkte er
regend und aufſtachelnd auf mich. Jch liebte es nicht, an
die mehr als unerquickliche Vergangenheit erinnert zu wer
den. Und daß Arxel Lindner ſo oft und. ſo beharrlich von dem
Toten ſprach, obgleich er meine Abneigung gegen dieſe
ſpräche kannte, reizte mich maßlos.
eine bösartige Taktik ſeinem ganzen Benehmen gegen m
zugrunde lag. Erx wollte mich reizen und kränken.

(Fortſetzung folgt.)
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ſagen GSiesberts in bezug auf die Fraktionse ln ſo beſteht eine Differenz zwiſchen ihm und mir
d weil ch bei der Beſprechung der U-Bootfrage
ihr anweſend war. Ich bitte aber dem Zeugen folgende
n vorzulegen: Am 1. Juli erhielt der Abg. Pfeiffer
je Ergzberger den Entwurf zu einer Reſolution vorgelegt, die als

n Friedensreſolutiont war. Am 6. Juli, alſo am Tage des Vorganges in der
etkommiſſion, hat Erzberger erklärt, er habe den Schritt

d ommen, um eine iragfähigere Mehrheit fürReichskanzler von Vetymann Hollweg zu
fen. Giesberts hat auch Auskunft gegeben über die Vor
ha e in der Fraktion am 7. Juli. Er hat nicht erwähnt,
rin dieſer Sitzung Erzberger die Bemerkung gemacht hat,
b mann Hollweg müſſe beſeitigt werden, weil er
e Driedenshindernis bildet. Ich bitte, weitere Be
Wie darüber erheben, ob mein Gedächtnis wirklich ſo ſchwach
rei Ich bitte dazu Exzellenz v. Payer und Abg. Pfeiffer

ehmen. ßvérgberger: Jch kann mich nicht erinnern, daß ich dem Abg.

geiffer einen Entwurf der Reſolution vorgelegt haben
ch bitte, hierüber den Abg. Pfeiffer zu hören. Auch

iniſter David hat hier ausgeſagt, daß ich bei der Abfaſſung
Reſolution gar nicht zugegen geweſen bin. Jm übrigen habe
zu auſe nachgeſehen, ich habe dazu nichts gefunden, was

c auf die frühere Unkerredung mit dem Abg. Streſemann

Die Ausführungen Erzbergers ſind nicht voll
zieht.ſeLreſemann: r oichti n jener Sitzung, in welcher Ergzberger ſeineummen richtig. r

ede hielt, die uns allenpahe R v inſpiriert
fragte ich Erzberger: Haben Sie dieſe Rede im Einver

Herrn von Bethmann Hollweg 3 r Auf dieſe
e am nächſten Morgen die Beſprechung
m vüro Erzbergers. Ich bin ſehr erſtaunt, daß Herr
ſezberger ſich re gar nicht mehr beſinnen kann, denn dieſe
Interredung iſt doch der Ausgangspunkt für eine Reihe von
Mionen geweſen, die Erzberger und ich gemeinſam unter

chien,

ndnis mit
ine Anfrage erfolgte

age i Beſprechungenſion fatt efunden haben, und zwar eine am Vormittag und

ne unmittelbar vor der Sitzung am Nachmittag. Jn der
Fißung, wo ich anweſend war, hat Erzberger die Frage einer

Reichstagskundgebung
geſchnitten und ich ſchlug mit der Fauſt auf den Tiſch und
te: das ſieht ja wie eine neue Friedensaktion aus.

Vorſitzender: Wann war das?
Giesberts: Am 2. oder 3. Juli.
Helfferich: Das kann wohl kaum ſtimmen, denn am 2. Juli

ahmittags fand bei mir eine Sitzung über die Wahlrechts
rage ſtatt, Sie waren wohl auch in der Sitzung anweſend.

bahn war jedenfalls anweſend. Jch hatte die Fraktionsführermir gebeten und wir hatten beſchloſſen, die Wahlrechtsfrage

erſt zurückzuſtellen.
vorſitzender: Wo kommen wir mit dieſer Frage hin?
Helfferich: Jch will damit nur ſagen, daß am 2. Juli

eine Beſprechung ſtattgefunden haben kann.
Giesberts: Es iſt möglich, daß ich erſt ſpäter zu Herrn

defferich gekommen bin.
Dr. Alsberg: Hatte die Fraktion dazu offiziell Stellung ge
wenWſiesberts: Wohl nicht, erſt in der nächſten Sitzung der

Fraktion wurde darüber geſprochen. Die Wahlrechtsfrage, über
je verhandelt werden ſollte, wurde zurückgeſtellt und man be-
prach die Friedensfrage. Erzberger gab dazu eine Er
larun ab.z Alsberg: Sie hatten doch aber vorher im Zwiegeſpräch

i Erzberger geſagt: Das ſieht ja wie eine neue Friedensaktion
us. Was hatte denn Erzberger darauf erwidert?

Zeuge: Er ſagte: Jch denke ja gar nicht daran.
Dr. Alsberg: Man müßte annehmen, daß Erzberger dann

mit der Friedensreſolution hervorgetreten war.
Geheimrat von Gordon: Gar nichts müßte man annehmen.
Helfferich: Hatten Sie davon Kenntnis, daß Erzberger und

einer ſeiner Vertrauten bei der Regierung von dem Vorſtoß
Kenntnis genommen hat?

Vorſitzender: Aber meine Herren, das iſt doch alles ſchon
längſt bekannt.

Geheimrat von Gordon (zum Zeugen Giesberts): Halten
Cie Jhre Ausſagen aufrecht, daß Erzberger in der Sitzung der
I Wyvartei Bethmann Hollweg bis zuletzt zu ſtützen ver
ſuchte

Zeuge: Ja, ich hatte die Empfindung, daß Erzberger den
hanzler zu alten ſuchte. Die Zentrumspartei machte, was ſie
wollle, und ſie war doch keine Hammelherde, die Herrn Erz-
berger wahllos nachlief.

Helfferich: Das kommt ganz auf die Führung an.
Vorſitzender: Aber meine Herren, wir können uns doch hier

icht mit der Zentrumspartei beſchäftigen.
Helfferich: Hat Herr Erxzberger der Oberſten Heeresleitung

nigeteilt, daf; der Reichskanzler unmöglich geworden ſei, weil
t keinen Frieden ſchließen konnte?

Erzberger: Eine ſolche Aeußerung iſt wohl möglich. Jch
knn Zeugen dafür nennen, daß wir Parlamentarier mit der
Oberſten Heeresleitung verhandelt haben. Wir warteten im
feichstag, während die Oberſte Heeresleitung im Generalſtab

Im Anſchluß an den Abgeordneten Spahn und Streſe
nann wird dann noch der Zeuge Abgeordneter Schirmer
dernommen, wobei ſich ein Vorfall ereignet, der allgemeine
beiterkeit auslöſt. Als der Vorſitzende Herrn Schirmer fragt,
er mit dem Angeklagten verwandt ſei, antwortete Schirmer:
Der iſt eigentlich der Angeklagte? Als der Vorſitzende er
i ggerr Dr. Helfferich, erklärt der Zeuge: Ach nein, mit
m nicht.

Auch Miniſter David wurde nochmals aufgerufen, und er
ederholte ſeine Ausführungen vom Montag.
Die Beweisaufnahme wurde mit der Vernehmung

den Bethmann Hollweg, der nichts weſentlich Neues
bekundet, geſchloſſen.

Der Vorſitzende bemerkt, daß nun niemand mehr, wer es
tuch ſein würde, von ihm als Zeuge vorgeladen wird.

Die Verhandlung wird am Donnerstag fortgeſetzt.
Zunächſt wird Stagatsan walt Clauſewitz die Aus

rungen der Anklagebehörde fortſetzen, und nach ihm kommt
Kelfferichs Verteidiger Dr. Alsberg zu Worte.

die SchleswigHolſteiners verlangen Selbſtverwaltung
Rendsburg, 2. März.

200 ſchleswig-holſteiniſche Vertreter des
Pinziallandtages, der Landesverſammlung und der National-
tſommlung, ſowie der Stände, des Handels, des Gewerbes,

r Landwirtſchaft und der Arbeiterſchaft, ferner Vertreter der

M Kiel, Vorſtände aller politiſchenR kien, des Schleswi „Holſteinbundes und Vertreter des
rn Scene m faßten in Rendsburg
anmig folgende Snt ung:Die am I. März in Rendspurg darſgenzeltzu Schledwig

Holſtener verlangen von der Staatsregierung unwverzüglich,
an SchleswigHolſtein einen Erlaß zu richten, der die Sicher-
ſtellung der alten Freiheit des Landes in Verwal
tung und Kultur, ſowie den möglichſt weitgehenden Aus-
bau der Selbſtverwaltung unter Zuſtimmung des
Landes nach demokratiſchen Grundſätzen gewährleiſtet. Sie be
auftragen den Bürgermeiſter Rendsburgs und den Abge-
ordneten Michelſen- Flensburg, dieſen Antrag der Staats
regierung ſofort zu unterbreiten und auch auf die Annahme
hinzuwirken. Dieſe Forderung ſei das unerſchütterliche, gemein
ſame Ziel des einigen, unlöslich verbundenen
Schleswig-Holſteiner Landes“.

Verfaſſungswiörige Kationalverſammlnung
Berlin, 2. März.

Präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung um 1 Uhr
Minuten.
Auf eine Anfräge Dr. Böhme (Dem.) wird regierungs-

ſeitig geantwortet, daß die Reichsregierung es nicht für unver
einbar mit den beſtehenden Reichsgeſetzen hält, wenn die
braunſchweigiſche Regieruäg eine Sonderſteuer
vom fruchttragenden Grundbeſitz erhebt.

Auf eine Anfrage Steinkopf (Soz.) wird geantwortet,
daß es ſich jetzt noch nicht überſehen laſſe, wieweit die Arbeiten
für das neue Beamtengeſetz vorgeſchritten ſeien, um eine
Vorlage desſelben ins Auge zu faſſen. Die Sonderbehandlung
einzelner Teile des Beamtenrechts erſcheint nicht angängig.

Auf Anfrage Dr. Heinze (Dſch. Vpt.) wird geantwortet,
daß ſeitens der franzöſiſchen Regierung für die Aufträge in
Sachen des Wiederaufbaues im zerſtörten Gebiet eine Vermitt-
lung der deutſchen Regierung ausgeſchaltet wäre. Wenn künftig
die Vermittlung der Reichsregierung in Frage kommen ſollte,
werde dieſe das Nötige tun, um die Jntereſſen deutſcher Firmen
dabei zu wahren.

Auf eine Anfrage Baerecke (Dn.) wird geantwortet, daß
die Reichsregierung ſeit Wochen bemüht iſt, die Erſchwerung des
Durchgangsverkehrs durch den polniſchen
Korridor durch direkte Verhandlungen mit den Polen zu be
ſeitigen, bis jetzt ohne Ergebnis. Zurzeit finden in
Warſchau zwiſchen Deutſchland und Polen Verhand
lungen ſtatt.

Auf eine Anfrage Schiele (Dn.) wird geantwortet, daß die
im Oſten aufgeſtellten Volkswehrformationen der
Reichswehr angegliedert werden. Der Uebertritt in die Reichs
wehr war freigeſtellt worden, wurde aber mehrfach abgelehnt.
Beſonderen Härten, die ſich bei der notwendig gewordenen Auf
löſung herausgeſtellt haben, wurde begegnet durch die Ge
ſidnes eines Monatsgehalts über den Auflöſungstermin

inaus.
Es folgt die Fortſetzung der zweiten Beratung des Ent

wurfs eines Reichseinkommenſteuergeſetzes.
Zu Paragraph 23 beantragt
Abg. Yrl (Zentr.), daß bei außerordentlichen Waldnutzungen

im öffentlichen Intereſſe oder infolge höherer Gewalt die Steuer
von einem über die regelmäßigen Nutzungen hinausgehenden
Betrag nur 10 Prozent betragen ſoll. Der Antrag wird an
genommen.

Zu Paragraph 28 (Veranlagung) beantragt
Abg. Herold (Zentr.), daß der in einem Kalender- oder

Wirtſchaftsjahr erlittene Verluſt auf das ſteuerpflichtige Jahres-
einkommen des folgenden, eventuell des nächſtfolgenden Jahres
angerechnet werden kann.

Unterſtaatsſekretär Moesle bittet, den Antrag abzulehnen.
Der Antrag wird abgelehnt.
Ohne erhebliche Debatte werden weitere Paragraphen in

der Ausſchußfaſſung angenommen.
Zu Paragraph 43, Anrechnung der

ertragsſteuer auf die Einkommenſteuer bei kleinen
Renten alter oder erwerbsunfähiger Steuerpflichtiger, begründet

Abg. Schneider-Franken (Zentr.) den Antrag Blunck, der
Mehrheits- und der Rechtsparteien, der die Grenzen für
dieſe Steuererleichterung kleinen Sparern gegen
über noch erweitert.

Der Antrag Blunck wird angenommen.
Die Rechtsparteien und die unabhängigen Sozial

Steuer durch den Arbeitgeber bei der Lohnzahlung).
Abg. Wetzlich (Dn.) begründet den Antrag ſeiner Partei.
Nach weiterer Debatte werden die Anträge auf Streichung

der 85 44 bis 51 abgelehnt und dieſe
einigen Abänderungen nach Anträgen der Mehrheitsparteien an
genommen. Sbenſo der Reſt des Geſetzes.

Morgen 1 Uhr: Antrag der Unabhängigen betreffend Ver
ordnung des Reichspräſidenten. Kapitalertragsſteuer
und Landesſteuer.

Schluß gegen 5 Uhr.
e

Krone und Staat
Preußenparlament

Berlin, 2. März.
Der Geſetzentwurf über die Vermögensausein-

anderſetzung zwiſchen dem Staate und dem ehemaligen
Königshauſe ſteht zur erſten r

Finanzminiſter Dr. Südekum: Den Antrag Adolf Hoff
mann (Unabh.) auf Enteignung des Vermögens der
ehemaligen Fürſtenhäuſer kann ich nicht zur Annahme
empfehlen. Dagegen würde der Antrag Gräf Frankfurt
(Soz.), der beſagt, die Reichsregierung möge durch die Staats
regierung aufgefordert werden, unverzüglich ein Reichsgeſetz
herbeizuführen, das die Beſtimmung des Artikels 153 der Reichs
verfaſſung zur Geltung bringt, wonach die angemeſſene
Entſchädigung und die Zuläſſigkeit des ehe zur
r wer des vormaligen preußiſchen Königshauſes
zum Wohle der Allgemeinheit beſtimmt werden kann,
wohl zu einem erträglichen Ergebnis führen können.

Gräf Frankfurt (Soz.): Der ehemalige Kaiſer hat das
Vaterland im Elend zurückgelaſſen und geht jetzt in Holland
ſpazieren. Den vaterlandsloſen Geſellen von einſt lag es ob, das
Vaterland vor dem völligen Untergang zu bewahren. Man
ſtaunt, daß man in einer Zeit der Wohnungsnot einer Familie
hunderte von Schlöſſern zur Verfügung gelaſſen hat. Dieſer
Vertrag erkennt 89 von dieſen Schlöſſern ohne weiteres als
Eigentum der Hohenzollern an. Es handelt ſich bei den Hohen
zollern um eine ſehr reiche Familie, die ihren Reichtum ganz
gewiß nicht aus eigener Kraft erworben hat. Wenn man dem
Volke die beſten Grundſtücke einfach wegnimmt, ſo iſt das kein
lohaler Eigentumstitel. Wie wäre es denn, wenn der König
wenigſtens den Verſuch machte, ſich an der Deckung der Staats
ſchulden zu beteiligen, die durch ſein Verhalten entſtanden ſind.
Er hat keinen Grund, ſich zu beklagen Bisher iſt er ſehr reich
lich bedacht worden, und er kann ja ſchließlich auch noch arbeiten.
Das arme deutſche Volk hat keinen Anlaß, für ihn in die Taſche
zu aveifen. Die Kroninſignien ſollen nach dem Vertrage in den
Beſitz des Staates übergehen, aber die Kronjuwelen den Hohen
gzollern verbleiben. (Heiterkeit) Wir bedürfen eines Reichs
geſetzes, das uns von den privatrechtlichen Schranken in der Re
gelung dieſer Vermögensangelegerheit befreit. Darauf zielt
unſer Vertrag ab.

Aba. Oppenhoff (Zentr.): Der Vorredner hat weite Kreiſe
des Volkes durch ſeine Ausführungen verletzt. Wir empfinden
Genugtuung darüber, daß es gelungen iſt, durch dieſen Vertragz
entwurf eines friedlichen Audalsich apiſcheg don

gefunden.

Kapital

demokraten beantragen die Streichung der Paragraphen 44 bis gbgabe

50 bzw. 51 (Einbehaltung von Prozentſätzen der

Paragraphen mit ſprach Redner

ugwunden

Staate und dem Königs haus herbeizuführen. Der
Antrag Adolf rer iſt für uns undiskutierbar,
Aber auchden Antrag Gräf lehnen wir ab.

Abg. Kaſſel (Dem.): Auch wir bedauern die Ausführungen
des Abgeordneten Gräf. Gegen ſeinen Antrag haben auch wir
die ſchwerſten Bedenken. Arch im Wege des Reichsgeſetzes dürfte
es nicht leicht ſein, eine Enteignung beizuführen. Ueber die
Schuldfrage des Krieges zu ſprechen, hat keinen Zweck,
ſolange nicht die Archive der feindlichen Mächte uns
geöffnet ſind.

Abg. Hergt (Deutſchnat.): Gräfs Rede iſt nicht nur ver
letzend, ſondern ver hetzen d geweſen. Auch die Angſt vor
den Unabhängigen ſprach aus ihr. halte es für unter
meiner Würde, auf Einzelheiten einzugehen. (Große Unruhe
bei den Sozialdemokraten Es wäre unſere Ebrenpflicht,
daran mitzuwirken, daß ein gerechter Vergleich zuſtande
kommt. Auch wir wünſchen, daß für den Staat herausgeſchlagen
wird, was herauszuſchlagen iſt. Bei dem Antrage der Sozial
demokraten handelt es ſich um den Plan einer Rechts
beugung, dem man ein Mäntelchen umhängt. Der Vergleich,
in dem der König auf vieles verzichtet, zeigt, daß er Frieden mit
ſeinem Volke haben will. Unſere früheren Feinde gehen mit
dem Gedanken um, dem letzten Träger der Krone die Rückkehr in
ſein Vaterland zu verwehren. Ich habe die feſte Hoffnung, daß
das ganze deutſche Volk zuſammenſtehen wird,
wenn es gilt, einen deutſchen Volksgenoſſen vor der Verge
waltigung zu ſchützen. (Bravorufe rechts; Lachen links.)

Abg. Adolf Hoffmann (U. S.): Nun unter der Sonne des
BVelagerungszuſtandes kann man eine ſo ungeheuer-
liche Vorlage durchzudrücken verfuchen. Die fluchbeladenen
landesflüchtigen Hohenzollern werden als gleichberechtigte Kon
trahenten mit dem Staate angeſehen. Das iſt das ſtärkſte, was
man ſich denken kann. Ueber 60 Möbelwagen ſind bereits nach
Amerongen gegangen. Das Schloß Berlin und das Neue Palais
ſind von allen Kunſtſchätzen entblößt worden, ohne daß die Lan
desverſammlung gefragt wurde. Es handelt ſich durchweg um
Gegenſtände, die ſelbſt nach dieſem Vertrage durchweg Staats
eigentum werden ſollten.

Miniſter Dr. Südekum: Die Demagogie der eben gehörten
Rede überſchreitet alles, was man ſelbſt bei dieſem Volksvertrerrr
gewöhnt iſt.

Präſident Leinert: Den Vorwurf der Verleumdung dürfen
Sie gegen ein Mitglied nicht erheben.

Miniſter Südekum: Die nach Amerongen gebrachten Möbel
ſind nur von mäßigem- kunſtgewerblichen Wert und ſtammen
nur aus dem Schloß Bellevue, das unzweifelhaft Privat-
eigentum des früheren Königs iſt. Die Silberſchätze ſind nicht

Imwerongen gegangen, ſondern in Deutſchland ſicher ver
wahr

Abg. Dr. von Krauſe (D. Vpt.): Wohin ſollen wir kommen,
wenn ſolche Reden wie die von Hoffmann, zur Mode würden?

Das ergäbe den größten Tiefſtand des Parlamenta-
ri s mus. Wenn der Vergleich nicht zuſtande kommt, dann
würde der Recht r e g beſchritten werden und der Staat wahr
ſcheinlich viel ſchlechter wegkommen.

Ein Schlußantrag wird angenommen. Der Ge-
ſetzentwurf mit den zugehörigen Anträgen geht an den Rechts
m 12 Uhr Anträge und Anf

itt r: Anträge und Anfragen.
Schluß 624 Uhr.

Provinz Sachſen
N Sennewitz, 2. März. Einen Aufklärungsvor-

h zeitgemäße Steuerfragen) veranſtalteteam Sonntag der Pferdeverſicherungsverein von Sennewitz für
ſeine Mitglieder und Gäſte. Nahezu 60 Landwirte haten ſich ein

Amtsſekretär a. D. Emil Müller aus Halle ſprach
zunächſt über die große Vermögensabgabe das Reichsnotopfer.
Hierbei unterrichtete er eingehend über die richtige Bewertung
der landwirtſchaftlichen Betriebe, über geſetzlich zuläſſige Ab-
züge, die vielfach noch unbekannt waren, über Kinder und ſon-
ſtige Vergünſtigungen, über Generalpardon, die beſchränkte Aus-
kunftspflicht der Banken und Sparkaſſen uſw. Redner unter-
ſtützte ſeine Ausführungen durch treffende Beiſpiele aus dem
praktiſchen Leben. Weiter ſprach Redner über die in aller-
nächſter Zeit abzugebenden Steuererklärungen für die Kriegs

vom Vermögenszuwachs. Er verwies hier auf die
ſchweren Fehler bei der damaligen Ausfüllung der Steuer-
erklärungen zur Kriegs- und Beſitzſteuer aus Unkenntnis der
geſetzlichen Abzüge, wodurch mancher Landwirt um mehrere
Tauſende von Mark zu hoch veranlagt worden war. Schließlich

über die neue Umſatzſteuer, die Kapitalertrag-
ſteuer, die neue Ergänzungs- und Aufwandsſteuer, die kommende
Reichseinkommenſteuer uſw. Der Vortrag fand ungeteilten
Beifall.

1. Zwebendorf, 2. März. (Der Kreisverein Delitzſch
der Deutſchnationalen Volkspartei) hatten
einer öffentlichen Verſammlung nach Zwebendorf eingeladen, in
der Herr Munnecke aus Halle über die „Aufgaben einer
neuen Regierung“ ſprach. Dem intereſſanten und lehr-
reichen Ausführungen des bekannten Redners folgten die An
weſenden mit größter Aufmerkſamkeit, ſo daß zum Schluß der
Wunſch geäußert wurde, der Redner möge bald einmal wieder
zu einem Vortrag nach hier kommen. Geleitet wurde die Ver
ſammlung von Herrn Gutsbeſitzer Richter in Reußen.

t. Quedlinburg, 1. März. (Zwei internationale
Einbrecher) ſind hier bei einem Einbruchsverſuche ver
haftet worden. Es handelt ſich um junge Männer aus Berlin,
in dern Gefolgſchaft ſich noch zwei andere befanden, die aber
leider entkommen konnten. Bei der Verhaftung auf dem Bahn-
hofe warf der eine eine mit den modernſten Einbrecherwerkzeugen
gefüllte Aktentaſche fort. Die zwei ſchweren Jungen ergriffen
auch die Flucht, konnten aber wieder eingefangen werden.

gsg. Jena, 1. März. (Zum Rektor der Univerſität
Jen a) wurde der Geologe Geh. Hofra* Dr. Linck gewählt.

tzk. Weimar, 1. März. (Lebensmittelausfuhr aus
Thüringen nach der Provinz Sachſen.) ProfeſſorWolf, der im Auftrage eines Halleſchen Propaganda- Ausſchuſſes
für den Anſchluß der Thüringiſchen Staaten an Preußen wirkt,
hatte kürzlich in einem in Erfurt gehaltenen Vortrage behauptet,
daß von benachbarten preußiſchen Kreiſen große Mengen Milch,
bis zu 90 000 Liter monatlich, nach Thüringen gegangen ſeien.
Die Nachprüfung der Wolfſchen Behauptungen bei der Thüringi-
ſchen Landesfettſtelle ergibt aber nach deren amtlichen Auf
ſtellungen einwandfrei, daß Thüringen mehr Milch nach Preußen
ausführt, als Thüringen einführt, und zwar beträgt die Mehr
lieferung aus Thüringen nach preußiſchen Gebietsſtellen bis
180 000 Liter monatlich. Aber die Provinz Sachſen iſt auch
durchaus auf die Zufuhr von Zug und Zuchtvieh aus Thüringen
angewieſen. Thüringen führt weit mehr Ochſen und Kühe nach
Preußen aus, als von Preußen ein. Auch hierüber werden in
der Abteilung Ein- und Ausfuhr des Viehhandelsverbandes
Thüringen ſehr genaue Aufzeichnungen geführt. Aus dieſer Auf
ſtellung ergibt ſich, daß in den letzten Jahren 1917 bis 1919 17 145
Rinder mehr aus wie eingeführt worden ſind. Wenn wir dabei
auch beachten, daß O-chſen in einem Gewichte von mehr als
10 Zentnern doppelt angerechnet werden, ſo darf man doch ohne
Uebertreibung ſagen, daß die Mehrausfuhren in dieſen Jahren
mindeſtens 10 000 Stück Rindvieh betragen haben, von denen den
größten Teil die Provinz Sachſen erhalten hat. Alſo ohne die
Thüringiſchen Zugochſen würden die Zuckerrübenbauern in der
Provinz Sachſen in eine ſchwierige wirtſchaftliche Lage geraten,
Das vroduktive Thüringen wird auch fernerhin der Provinz
Sachſen gegenüber bei den Austauſchlieferungen ein Mehr auf
weiſen, was die preußiſche Vrovinzialfleiſchſtelle auch un

anerkennt,



Halle, 3. März.auldeutſcher Verband
der reich beſuchten Februarſitzung der hieſigen Orts-d r her gere der Vorſitzende über die gegen

wärtige J Lage und bezeichnete als deren Brennpunkt die
Regelung der Kriegsbeſchuldigtenfrage.
die Entente vorläufig auf die Auslieferung der ſog. Kriegs

igten verzichtet hat, ſo kann man doch dieſer Angelegen-geh nur mit Mißtrauen für die Zukunft entgegentreten. Was
unter Umſtänden im Falle einer Verwirklichung der feindlichen
Pläne unſere Ausgelieferten zu erwarten haben
kann man ſich eine Vorſtellung machen nach dem Vortrag des

Dr. med. Mein hof (früher beim Bagdadbahnbau) über
„Die Auslieferungsfrage im Spiegel eigener Erlebniſſe“.

Der Redner führte etwa folgendes aus: Ende Januar 1919
hatten die Engländer aus den ſchlechtgeführten türkiſchen Liſten
feſtgeſtellt, daß 10 000 Gefangene nicht aus türkiſcher Gefangen
ſchaft zurückgekehrt ſeien. Daraufhin ſuchte man wohl nach
Schuldigen, verhaftete türkiſche Lagerkommandanten und ſuchte
ſich auch möglichſt viele Angehörige der Bagdadbahn zu ſichern.
Am 15. Februar 1919, mitten in der Nacht, wurde der Vor
tragende in Konſtantinopel verhaftet. Der engliſche Gerichts
affigier, Major Rich, A. P. M.. brachte ihn ohne irgend eine Er
klärung in eine enge, feuchte Gefängn szelle. Nach zehn
ägigem Kerker ohne Nachricht von der Außenwelt erſchien der

britiſche Armeearzt, Oberſt Nicholſon, D. D. M. S., und fragte,
w der gefangene Kollege in regelrechten Gefangenenlagern ge
arbeitet habe. Als es verneint wurde, meinte er: „Ja, dann
weiß ich auch nicht, warum Sie hier ſind.“ Ain 15. Februar kam

engliſche Generalſtabschef ſelbſt, General Fuller, mit derderden e vor ein r 85
bracht en Gefangenenmißhandlung.“ Auf erregten Einſprue Tore er der Anklage dahin: „Nun, dann ſind
Sie mitverantwortlich für das, was die Türken taten.“ Am
1. März kamen die Gefangenen in Saloniki an (außer Herrn F.
nd Dr. Meinhof noch ein Stabsarzt und ein Konſul). Aber

i Monate lang warteten ſie vergeblich auf das Gericht bei
elendeſter, entehrender Unterbringung, ekelhafter Ernährung und
drückender Behandlung.

Nach faſt zwei Monaten ließ ſich der Kommandant ſprechen,
wich aber aus und gab, als man fragte, weshalb man nie ange-
hört ſei: „Ach, Friſchverhaftete pflegen ärgerlich zu ſein und
ſagen dann Dummheiten. Darum ſah man davon ab. Am
21. April wurden die Gefangenen ohne ein Wort der Erklärung
zu Schiff nach Malta gebracht, um dort wieder hinter dem
Stacheldraht zu verſchwinden. Jetzt aber gelang es ihnen, einen
Brief an den engliſchen Stabsaärzt Capt. T. E. Osmond, R. A.
M. E., zu ſenden, mit dem ſie in Meſopotamien in fru tbarer
Weiſe zuſammengearbeitet hatten. Er antwortete in freund-
lichſter Weiſe und unternahm ſofort mit den beiden anderen
Stabsärzten Martin J. M. S. und Newcomb tatkräftige Schritte
beim engliſchen Kriegsamt und durch einen hohen Sanitäts
offigier im Kriegsminiſterium auch beim Gouverneur von Malta,Ab ſgalt Plumer. Die Anficht dieſer engliſchen Kollegen,

ß die Verhaftung nur ein Mißverſtändnis ſei, drang allmähS auch bei den britiſchen Behörden durch. Am 11. September

1919 teilte man den Gefangenen mit, ihre Freilaſſung ſei ver
fügt, nachdem lächerlicherweiſe noch am 31. Juli eine ins ein
eine gehende Anklage der engliſchen Regierung dem deutſchen
uswärtigen Amt zugegangen war. Von deutſcher Seite zur Be

freiung unternommene Schritte waren gänzlich wirkungslos.
Abein das Eintreten der drei engliſchen Aerzte befcreite die Ge-
fangenen, wie denn der Lageradjutant ſelbſt ihnen ſagte „Denken
Sie einmal an, was geworden wäre, wenn Sie ſich nicht an die
Aergzte hätten wenden können, oder dieſe geſtorben wären.

Die Gefß n ſäßen noch jetzt feſt, ebenſo wie die unglück
ächeren anderen, die ſolche Fürſprecher beim Feinde nicht haben.

Die Erlebniſſe zeigen, wie kopf und gewiſſenlos die engliſche
Verichtsbarkeit arbeitet, und was Ausgelieferke zu erwarten

Sodann berichtete Major a. D. Rothmaler über einige
Erlebniſſe aus ſeiner faſt vierjährigen engliſchen Kriegsgefangen
ſchaft im einſtigen DeutſchSüdweſtafrikka. Zur Kennzeichnung
der Behandlungsweiſe kriegsgefangener engliſcher Offiziere durch
die Deutſchen einerſeits, kriegsgefangener deutſcher Offiziere
durch engliſche Militärbehörden andererſeits ſei folgendes mib-
geteilt: Jn dem für die Deutſchen glänzend verlaufenen Gefecht
von Sandfontein im September 1914 war auch eine größere Zahl
engliſcher Offiziere in Kriegsgefangenſchaft geraten. Dieſe
wurden der Nordetappe zur Jnternierung überwieſen. Anfang
Oktober, eines Abends um 6 Uhr, traf der Transport dieſer
kriegsgefangenen engliſchen Offiziere in Otjiwarongo ein. In
einem Gaſthaus dieſer Anſiedlung war für die engliſchen Offi-
zieve warmes Eſſen bereitgeſtellt.

Jn Ontjo wurden die Offiziere in mit Betten ausgeſtatteten
Räumen der Truppenſiation Ontjo untergebracht. Die Offi-
ziere durften ſich innerhalb der Grenzen Ontjos frei bewegen.

Nun im Gegenſatz hierzu die Behandlung, die den Deutſchen
im Juli 1915 durch die Uniontruppen zuteil wurde. Bei ihrer
Ankauft am 25. Juli abends um 6 Uhr in Otjiwarongo war zu
nächſt nichts vorbereitet, ſo daß die Gefangenen die Nacht auf
einem vböchſt unſauberen Platze unmittelbar neben dem Bahnhof
unter freiem Himmel verbringen mußten. Zur Verhinderung
von Fluchtverſuchen und zur perſönlichen „Sicherheit“ wurde der
Lagerplatz mit einer recht reichlichen Poſtenkette umgeben, die
jedoch dazu diente, daß die Bewachten umſo ſicherer beſtohlen
werden konnten! Am nächſten Morgen fehlten goldene und
andere Uhren, Reitſtöcke, Waffen ſie waren den Gefangenen
ja ehrenhalber belaſſen worden vor allem die ſehr begehrten
deutſchen Feidflaſchen, Eßbeſtecke, die eben geſchenkten Liebes
gaben uſw. Jm Laufe des Vormittags erfolgte der Abtransport
mit Ochſenwagen nach dem 12 Kilometer entfernten Jnternie-
rungslager Okanjande, wo die Gefangenen in der Hauptkaſerne
zuſammengepfercht wurden.

Jm Jahre 1916 fand dann in Windhuk eine kriegsgerichtliche
Verhandlung gegen einen der deutſchen Offiziere ſtatt, der an
eblich die engliſchen kriegsgefangenen Offigiere unwürdig be-
jandelt haben ſollte. Als im Laufe der Gerichtsverhandlung das
Anerbieten des damaligen ſenior officer capitagin Welby Flucht-
verſuche eigener Kameraden, die ihm zu Ohren kommen, zu
melden, zur Sprache kam, leugnete dieſer unter ſeinem Eide dieſe
Tatſache ab. Dies zur Kennzeichnung der zuweilen recht zweifel
baften moraliſchen Oualitäten engliſcher Offigiere.

Nach Erledigung der Tagesordnung teilte der Vorſitzende
noch einige Daten aus dem Jahresbericht der Ortsgruppe und
der Hauptgeſchäftsſtelle mit und hob die erfreuliche Tatſache her
vor, daß gegenüber dem Vorjaghre die Mitgliederzahl der hieſigen
Ortsgruppe nicht nur in erfreulicher Weiſe geſtiegen iſt, ſondern
dor allem auch der Geſamtverband im Januar 1920 einen Zu-
wachs wie noch nie zuvor erfabren hat. Die nächſte Sitzung
findet am 24. März im „Kaiſerhof“ ſtatt. Jn derſelben wird
Herr Sanitätsvat Dr. Herzfeld über „Die Sozialiſierungs-
frage vom ärztlichen Standpunkte aus“ ſprechen.

Preisprüfungsſtellen und Verſorgungsregelung
Von dex Preisprüfungsſtelle für den Stadtkreis Halle wird

uns geſchrieben:
S ſich als dringend notwendig erwieſen, die Preiſe für
Möbel, Schuhwaran und Wab und Wirkwaren eingehender als
bishar nachzuprüfen. Nachdem die hieſige Preisprüfungeſtelle
jetzt die dazu notwendigen Einrichtungen getroffen hat, werden
ihre ſachverſtändigen auftragten eine fortlaufende Prüfung

Wenn auch

würden, davon

ver in Betracht zkommenden Geſchäfte vornehmen, zu deren leich
teren Durchführung die Preisprüfungsſtelle an einige wichtige
Beſtimmungen der Bekanntmachung über die Errichtung von
Preisprüfungsſtellen und die Verſorgungsregelung vom 25. Sep-
tember 1915. erinnert.

Nach S 6 dieſer Bekanntmachung ſind die Preisprüfungs-
ſtellen befugt:

1. von jedermann über alle Tatſachen Auskunft zu ver
langen, die für die Preisbildung von Wichtigkeit ſind, insbe
ſondere über den Beſtand, die Zufuhr und die Preiſe von Gegen
ſtänden des notwendigen Lebensbedarfs (worunter Möbel,
un e Web und Wirkwaren zu rechnen ſind) Erhebungen an
zuſtellen,

2. Räume, in denen Gegenſtände des notwendigen Lebens-
bedarfes hergeſtellt, gelagert oder feilgehalten werden, zu be
treten und daſelbſt Beſichtigungen vorzunehmen,

3. die Vorlage von Schlußſcheinen, Rechnungen, Fracht-
briefen und ſonſtigen im Handelsverkehr üblichen Schriftſtücken
und Büchern, ſoweit ſie ſich auf den Ein und Verkauf der be-
r Waren beziehen, zu fordern und darin Einſicht zu

nehmen. ßDieſe Befugniſſe werden durch Beauftragte ausgeübt wer
den, die eine entſprechende Vollmacht bei ſich führen.

Die Preisprüfungsſtelle macht ferner wiederholt auf ihre
gemäß S 5 der obigen Bekanntmachung erlaſſene Anordnung auf-
merkſam, wonach an allen Waren des notwendigen Lebens-
bedarfes, ſoweit ſie in den Verkaufsräumen oder in den Schau
fenſtern ausliegen, der Verkaufspreis deutlich ſichtbar
anzubringen iſt, und wonach die Preisankündi-gung als Preisforderung im Sinne des S 1 Abſ. 1 und
8 i Abſ. 1 der Verordnung gegen Preistreiberei vom 8. Mai 1918
gilt.

Bei dem Prüfungspeſchäft wird ſich als notwendig erweiſen,
daß von jedem einzelnen Stück Möbel, Schuh, Web-
oder Wirkware der Geſtehungspreis rechnungsmäßig belegt wer-
den kann, damit von ihm ausgehend der zuläſſige Verkaufspreis
feſtgeſtellt werden kann.

Wir verweiſen dabei auf eine früher ergangene Entſcheidung,
wonach ein Händler, der ſeinen Ein und Verkauf nicht gehörig
nachzuweiſen vermag, in der jetzigen Zeit zum Handel nicht ge
eignet iſt und daher hiervon ausgeſchloſſen werden muß.

Für Möbelhändler empfiehlt ſich beſonders die Unker-
ſcheidung von ſelbſtgefertigten und fertig gekauften bezw. alt
gekauften Möbeln.

Städteordnung und Techniker
Die eben erfolgte Veröffentlichung des Entwurfs der neuen

Städteordnung ruft die Techniker auf den Plan, die ſich ſtark
zurückgeſetzt fühlen. Uns geht folgende

Reſolution
u:

„Die Ortsgruppe Halle des Reichsbundes deut-
ſcher Techniker erhebt Verwahrung gegen den Entwurf
der neuen Städteordnung bezüglich Zuſammenſetzung
und Wahl des Magiſtrats.

Sie verlangt, daß der Bedeutung des Technikers
in der kommenden Wirtſchaft Rechnung getragen wird dadurch,
daß mindeſtens ein Drittel der beſoldeten Stadt
räte Techniker ſein müſſen und nach fachlich wirtſchaft
lichen Geſichtspunkten für die einzelnen Dezernate der kommen
den Wirtſchaft gewählt werden.“

Kaufmannslehrling und Lehrvertrag. Die Tarifverträge,
die zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer abgeſchloſſen worden
ſind, haben auch manche Verbeſſerungen des Lehrverhältniſſes
des Kaufmannslehrlings gebracht, über die ſich die Eltern, deren
Söhne den Kaufmannsberuf ergreifen wollen, unterrichten ſoll-
ten. Die Gewerkſchaft männlicher kaufmänniſcher Angeſtellter,
der Deutſchnationale Handlungsgehilfen-Verband, Leipziger Straße 86, I., der zugleich die größte
Jugendabteilung und eine umfaſſende Berufsberatung unker-
hält, hat einen Normallehrvertrag herausgegeben. Er enthält
die neueſten rechtlichen Beſtimmungen und kann von den Eltern
der Kaufmannslehrlinge- dort abgefordert werden.

Corry Nera, eine junge holländiſche Sopranmiſtin, Schüle
rin von Cairati, wird am 5. März einen Liederabend veranſtal
ten. Die Sängerin, die aus einer holländiſchen Künſtlerfamilie
ſtammt und die bisher nur in Holland aufgetreten iſt, ſingt
jetzt zum erſten Male öffentlich in Deutſchland. Corry Nera
wird Werke von Pergoleſe, Glück, Schubert, Brahms, Reger,
bringen. Am Flügel: Jan Kuiler. Karten bei Heinrich
Hothan.

Samilien- Nachrichten
Vermählung: Oskar Wandrey-Zſcherben und Hanna

geb. Loewe.
Todesfälle: Am 20. Febr. Töpfermeiſter Herm. Schm alle

im 59. Lebensjahr. Am 1. März Schriftſetzer Kurt Trieſt
im 30. Lebensjahr. Am 1. März Felix Stachowsky im
30. Lebensjahr. Am 29. Febr. Auguſte We gel geb. Klemm.

Am 1. März Hertha Erbert geb. Löwenberg im 86. Lebens-
jahr. Am 29. Febr. Hermann Thiele im 8. Lebensjahr.
Am 29. Febr. Amalie Graſſel geb. Proff im 62. Lebensjahr.

„H. Sportberichte
Frauen und Mädchenturnen des Halleſchen Turn und

Spuortvereins, e. V. Dieſes öffentliche Turnen findet am Mitt-
woch, den 3. März, abends 7 Uhr in der Turnhalle des
Reform-Realgymnaſiums, Frieſenſtraße, ſtatt. Es
wird ſich gliedern in Freiübungen, rhythmiſche Uebungen, Geräte-
turnen, Keulenſchwingen und Turnen am Sprungtiſch und ſoll
dartun, wie auch die Pflege des weiblichen Körpers im Verein
eine beſondere Berückſichtigung findet. Der Beſuch iſt koſtenlos.

Aufſchwung des Sports. Jn vier Monaten hat der Weſt
deutſche Spielverband einen Mitgliederaufſchwung von 62
Prozent zu verzeichnen. Seine Mitgliederzahl ſtieg vom 1. Sep
tember 1919 von 80 000 Mitgliedern auf 130 000 Mitglieder am
1. Januar 1920. Die letzte Friedensziffer war 48 000 Mitglieder,
im Kriege wurden 9000 gezählt; am 1. Januar waren es wieder
53 000. Der Jahresaufſchwung beträgt alſo nicht weniger als
160 Prozent. Man wird mit einer ungeheuren Geſamtziffer des
Deutſchen Faßballbundes rechnen können.

K. Verſchärfte Schutz maßnahmen für den FußballTorwächter.
Bei verſchiedenen Fußballſpielern ſind die Beſtimmungen be
treffend das Verhalten dem Torwächter gegenübernicht mehr recht haften geblieben und infolgedeſſen unerlaubte
Ausſchreitungen häufig vorgekommen. Der Süddeutſche Fußball
verband hat daher die Schutzbeſtimmungen für den Torwächter
verſchärft und beſtimmt, daß, wenn der Hüter mit dem Ball am

wächter innerhalb ſeines Torraumes nicht angerannt werden,
vorausgeſetzt, daß er den Ball nicht zu lange hält oder einen
Gegner abſichtlich behindert

s Die deutſche Schwimmzeit 1920 wird am 6. März mit dem
zweitägigen nationalen Feſt des Berliner Schwimmklubs im
Spandauer Hallenbad eröffnet und erſtveckt ſich bis zum 27. No
vember, an welchem Tage der Reinickendorfer Schwimmklub
Delphin mit einer nationalen Veranſtaltung den Beſchluß macht.
Sechs internationale Feſte, und zwar zwei in Magdeburg und je
eins in Breslau, Leipzig, Konſtanz und Hamburg, ſowie 680
nationale Veranſtaltungen wurden bisher genehmigt. Den Höhe-
punkt erreicht die deutſche Schwimmgzeit mit der Entſcheidung der
Deutſchen Meiſterſchaften vom 14, bis 16. Auguſt in Darmſtadt.
Von beſonderen Veranſtaltungen ſind noch die großen Werbe
ſchwimmen „Quer durch Mannheim“ am 13. Juli und „Quer

durch Berlin“ am 25. Juli zu erwähnen

Boden liegt, ſofort abgepfiffen werden muß. Auch darf der Tor
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Induſtrie, Hanclel, Hancdwerk
Wochenbericht über den Markt der Kaliwerte. Die ſchwz

eHaltung der Vorwoche übertrug ſich zunächſt auch auf deder Berichtszeit, und die Eſſener MontagBörſe brach Beginn
noch weitere leichte Kursabſchläge. Doch ſchon am Denn
ſchlug die Stimmung um, und es zeigte ſich auf der ermäßi
Kursbaſis wieder einige Kauffreudigkeit, die ſich im Laufe Kten
Tage weſentlich vermehrte und dazu führte, daß in vielen Fang
beträchtliche Teil der letzten Verluſte wieder eingeholt wurde
Veranlaſſung zur Höherbewertung der Kalipapiere gaben
allem die verſchiedenen bekanntgewordenen günſtigen Gewingziffern in der KHaliInduſtrie, ſowie die beſſere Velieferung d
Werke mit Kohlen. Wintershall erreichten ihren a
herigen Höchſtkurs von 220 000 M. 42 000 M.) wieder
blieben etwa ſo gefragt. Daneben erzielten Berg man
ſegen 7000 M. auf za 49000 M.), Burbach 4000
auf etwa 66 000 M. Glücdkauf-Sondershauſen
Mark auf etwa 73 000 M.), Heiligenroda 3500 M.etwa 49 500 M. Hugo 5000 M. auf etwa 37 500 M), e
Staßfurt 4000 M. auf etwa 69 000 M.), Volkent4800 M. auf etwa 80 600 M.), Bilhelms hart de d I echten
auf etwa 52 000 M.) beſonders hervorſtechende Gewinne We N end von
merkenswert waren die Steigerungen in ſämtlichen Papieren d
GumpelKonzerns: Aſſe 4500 M. auf etwa 32 500 es
Friedrichroda 2700 M. auf 14 000 M.), Fürſtenhalt

4500 M. auf 19500 M), Hindenburg und Köntce
hall je 8000 M. auf etwa 36 000 M.), RöſſingBar Oten 4500 M. auf 19600 M.), Siegfried Gieſen 500 tMark auf 25 500 Mark). Eiſäfſiſche Werte lagen nicht gang en I r.
heitlich; während Prinz Eugen und Theodor ihre Stei en zugerungen der Vorwoche nicht ganz behaupteten, ſetzten Marie
Marie-Luiſe, Max und Reichsland die Aufwärts Jubewegung um einige tauſend Mark fort. Von Mittelwerten M iſchen Po
wannen über 1500 M.. Carkshall, Großherzog Vier Wer
helm Ernſt 4500 M. auf bis 27 500 M. etwa), Hanſa
Silberberg, Heringen, Rothenberg. Dogegen G
ſtellten ſich Johannashall 200 M.) und Walter Aprit

1500 M.) etwas niedriger. Kleine Kuxe waren meiſt höher Paubeu
wie Alicenhall 450 M. auf 4800 M.), Aller- Hat Weinen
moniaga 600 M. auf 4100 M.), Bern sdorf und Vurg-graf 500 M.), El Ter s 500 M. auf 5500 M Er J
ſegen 400 M. auf 9200 M.), Rothenfelde 2000 tannt.
guf 11 800 M.) Schwarzburg 600 M. auf 9700 M iſt Bar o
Walter 800 M. auf 9300 M.), Wendland 800
auf 7500 M. etwa), Wilhelmshall-Oelsburg (4 600 9 Die
auf 9400 M. etwa). Intereſſe beſtand auch für Wintzinge techſichtigt
rode 500 M. auf 1600 M, etwa). Kali Aktien waren eben zurückzuzie
falls meiſt höher geſucht, vor allem Adler- Kaliwerke
Prozent auf 315 Prozent), Adolfsglück 35 Prozent u425 Prozent Geld), Juſtus, Krügershall, Nieder Die F
ſachſen 55 Prozent auf 460 Prozent), Ronnenbere

60 Prozent auf 438 Prozent) und Teutonia KahlObligationen werden weiter ſtark zu höheren Kurſen geſucht. Der S
Wollverſteigerung in Hannover am 25. Februar 1920. Vom land iſt

Wollverwertungsverband (deutſcher Landwirtſchaftskammert n
Berlin wurde in Hannover durch die von ihan gegrü uke 7
Deutſche Wollgeſellſchaft eine Wollverſteigerung aus erſter Ireland
Hand abgehalten, die in lebhafter Stimmung verlief. Das ge e v t
amte Angebot von 1500 Ztr. Schmutzwolle fand unter ſtarken hüten T

ettbewerb ſchlank Abnahme. Käufer waren Kammgarn nitt e r
ſpinner, die meiſt durch Vermittlung des Handels kauften, ſowj e
Tuchfabrikanten und einige Wollhandelskäufer. Die Preiſe be
wegten fich für ausgewachſene gute Merino-Kammwolle zwiſchel
4900 und 6000 Mark, das ſind 300 M. und darüber für 1 Kil
gramm fabrikgewaſchene Wolle. Für halbſchürige Merine
Wollen wurden von 4500 bis 5500 Mark gezahlt, das ſind 250

on Jrlan!
nannten
I dele
Jarlamen

bis 800 Mark für 1 Kilogramm fabrikgewaſchene Wolle.
und C- Wollen (Leinewollen), die reichlich vertreten warer r
brachten vollſchürig 5000 bis 5600 Mark, das ſind etwa 39
für 1 Kilogramm fabrikgewaſchene Wolle. Lange EWolle g. der
(Heidſchnuckenwolle mittlerer Güte) brachten von 2690 bis 319 h a
Mark, das ſind 100 M. für 1 Kilogramm fabrikgewaſchene Wolle ſeide m
Der angebotene 1 Ztr. gewaſchene Wolle brachte 10 000 Mark. e um
Der Verlauf der Verſteigerung hat den Beweis erbracht, daf n Ward w
ſich Hannover für den in Frage kommenden großen Bezirk a Puures
Verſteigerungsort ausgezeichnet eignet. Die nächſte Wolle dir beide
ſteigerung findet in Berlin am 10. März 1920 ſtatt. Wolß un
anmeldungen ſind an die Deutſche Wollgeſellſchaft m. b. H we e d
Berlin SW. 68, Markgrafenſtraße 77, zu richten. ſertede

Fritz Schulz jun. Akt.Geſ. in Leipzig. Der Aufſichtsra venn nicht
hat beſchloſſen, der für den 24. März einberufenen Generalver N Bill regelt
ſammlung eine Dividende von 25 Prozent (wie in den beiden M um übrige
Vorjahren) vorzuſchlagen. Außerdem wurde eine Kapita
erhöhung auf 11 Millionen Mark beſchloſſen. Für

Der Verband der Korbwareninduſtrie Thüringens hat ein
Preiserßöhung um 60 Prozent beſchloſſen. 6

Elektrolytkupfer (Notierung d. Ver. f. d. dt. Elektr. Not

4489 Mark. I werten Ien

GSeldmarkt und Banken es
Reichsbank. In der dritten Februarwoche hat die geſamt erungeKapitalanlage der Reichsbank eine J n 77 e m

auf 38 175,2 Mill. Mark erfahren. Von der Zunahme entfiel eneine Ag
auf die bankmäßige Deckung 24,1 Mill. M., auf der anderen Sei er Oſterwe
wurden den fremden Geldern 115,6 Mill. M. entzogen, ſo da Von u
ihre Summe auf 11 840 Mill. M. zurückging. Die Entwicklun
des Zahlungsmittelbedarfs war, wie in den vorangegangenet Die „B
Wochen, ſehr unbefriedigend. Jnsgeſamt wurden der Ban V vereinigten
während der Berichtswoche 516,4 Mill. M. an Banknoten und bundes vor
Darlehnskaſſenſcheinen entnommen (gegen 7,1, 57,9 und 65 Modes Fri
Millionen Mark in der entſprechenden Zeit der Jahre 1919, 191] Reviſion
und 1917). Jm einzelnen hat ſich diesmal der Notenumlauf un Arbeiterabor
741,5 Mill. M. auf 39 520,2 Mill. M. erhöht, während an Da land ſof
lehnskaſſenſcheinen 225,1 Mill. M. in die Kaſſen der Reichsbau M Die Arbeite
zurückfloſſen, ſo daß ſich am 23. Februar noch 12 465,5 Mill. England,
an Darlehnskaſſenſcheinen außerhalb der Reichsbank befanden V bereitet.
Die eigenen Beſtände der Reichsbank an Darlehnskaſſenſcheine
nahmen auf 12 289,5 Mill. M. zu. sur

7 —vÖäk ä N el l o
die an

Durch eigene Unvorsichtigkeit mit einer Sehuss- ganz gle
waffe wurde uns unser herzensguter Sohn und Bruder m vergaß

Hellmutfh egefühl und

am Sonntag entrissen. In tiefstem Schmerz mand wird
Paul Heifricht u. Frau Emma geb. Kersten. der eins
Erwin Helfrieht. zuſammenhäHalle Gaale), Beesenerstrasse 2. Rüſſe man

Einäscherung im engsten Familienkreise am MNitt- ie „Htwoch., den 3. d. MAts., nachmittags 3 Uhr auf dem Kenerals de

Gertraudenfriedhof. vährBeileidsbesuche dankend abgelehnt. die e
worden ſeier

2 l denn auHaweſchriftieſter: Hefmut Böttcher Uleichen vor
Serantwortlich e Politik Helmut Böttcher: filr politiſche In einewirrſchax und Sport Hank Geaiking: für den geſamten übrigen Zräſide

Tetl: t. V. Exich Selrheim. LerausſichtAnzeigenteil: Paul Kerſten: ſimntlich in Halle S. Jedſo
Otto Thiele, Buch und Kunſthrackerei, Verlag der Halleſchen Haitens.
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